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rottenburg. Nach Jahren der 
Zurückhaltung und auch we-
gen schwindender Kirchenmit-
glieder und Mitarbeiter plant 
die Diözese Rottenburg-Stutt-
gart  laut Bischof Klaus Krämer 
eine Reform. dpa 
→ baden-württemberg

Bischof geht 
Reform an

i Service

 Als wahrscheinlichstes Bünd-
nis nach der Bundestagswahl 
gilt  Schwarz-Rot. Friedrich 
Merz und die CDU haben je-
doch verstanden: Es muss für 
sie noch eine andere Option ge-
ben. Wenn Merz nun sagt, in  
Außen- und Sicherheitspolitik 
gebe es mehr Gemeinsamkei-
ten zu  den Grünen als zur SPD, 
ist das richtig. Es ist aber auch 
ein Signal: Wir können und 
wollen uns den Koalitionspart-
ner selbstbewusst aussuchen. 
Ein Bündnis zwischen Union 
und Grünen ist möglich, wie  
mehrere Bundesländer  zeigen.   
Knackpunkt für Schwarz-Grün 
wäre die Migrationspolitik. 
Umfassende Zurückweisungen 
an der Grenze, wie Merz sie for-
dert, könnten  die Grünen zer-
reißen. Doch auch  viele in der 
Union sind  überzeugt, dass ih-
nen Schwarz-Grün im Bund 
schaden würde. Die eigenen 
Anhänger würden sich hinter-
her beklagen: „Erst wählen wir 
CDU, dann kriegen wir die Grü-
nen.“ Dass viele das für ein Un-
glück halten, dafür hat so man-
cher in  der Union mit Anti-Grü-
nen-Rhetorik gesorgt.

Knackpunkt  
Schwarz-Grün  hängt von  
der Migrationspolitik ab. 
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n Von Annika Grah

 Oberndorf. Kulturförderung 
hat auch in Baden-Württem-
berg keinen leichten Stand. Nur 
knapp jeder dritte Befragte im 
aktuellen BaWü-Check ist der 
Auffassung, dass das Land aus-
reichend Geld für Kunst und 
Kultur ausgibt. Nur jeder Vierte 
findet, dass mehr Geld in den 
Bereich fließen sollte. Und 20 
Prozent sind der Ansicht, dass 
Baden-Württemberg weniger 

Geld in die Kulturförderung 
stecken sollte. Das ist das Er-
gebnis des BaWü-Checks, der 
Umfrage des Instituts für De-
moskopie in Allensbach im 
Auftrag baden-württembergi-
scher Tageszeitungen.

Wenigstens die Hälfte der 
Befragten ist der Ansicht, dass 
Förderung und Unterstützung 
von Kultureinrichtungen Auf-
gabe des Landes ist. Nur jeder 
Vierte findet das nicht. Und 
noch einmal ein Viertel ist un-

entschieden. Vor allem Jüngere 
und Kulturinteressierte sehen 
den Staat in der Verantwor-
tung. Bei den Unter-30-Jähri-
gen sind 67 Prozent der An-
sicht, dass der Staat Kunst und 
Kultur fördern sollte.

Im Vergleich zu anderen 
staatlichen Aufgaben fallen die 
Kultureinrichtungen allerdings 
weit ab. Knapp zwei Drittel der 
Befragten sind der Ansicht, 
dass das Land bei Kulturein-
richtungen wie Theatern oder 

Museen eher sparen soll. Nur 
37 Prozent finden, der Staat 
sollte hier mehr Geld ausgeben. 
Nur bei großen Bauprojekten 
hätten noch mehr Menschen 
im Land lieber, dass der Staat 
spart. Bei Gesundheitseinrich-
tungen, der Ausstattung von 
Schulen oder der Ausstattung 
der Polizei   finden 80 bis 90 Pro-
zent der Befragten, dass das 
Land eher mehr Geld  ausgeben 
sollte. 
→ leitartikel, dritte seite

Kultur hat schweren Stand 
Zwar hält jeder Zweite im aktuellen BaWü-Check Kulturförderung für eine Staatsaufgabe.
Doch vor allem bei großen Kultureinrichtungen finden viele,  dass man sparen könnte. 

stuttgart. Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann (Grüne) 
hat  den Forderungen der Eltern 
für ein Volksbegehren, das G9 
auch für ältere Schüler bringen 
soll,  eine klare Absage erteilt:  
Man habe dieses Ansinnen be-
reits geprüft und besprochen. 
„Es ist nicht sinnvoll. Das ist 
nun wirklich sorgfältig geprüft 
worden, und wir sind zu diesem 
Ergebnis gekommen.“

Mit einem neuen Volksan-
trag will eine Elterninitiative 
erreichen, dass alle Kinder an 
den Gymnasien in Baden-
Württemberg in neun Jahren 
das Abitur machen können, 
wenn sie das wollen. Einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf 
reichte die Initiative beim 
Landtag ein, erklärte Mitinitia-
torin  Marita Raschke.   dpa
→ Baden-württemberg

Kretschmann  lehnt Antrag ab 
Elterninitiative macht sich für G9 für alle Schüler stark. 

Berlin. Die Union teilt  laut 
ihrem  Kanzlerkandidaten 
Friedrich Merz (Bild, CDU)  
außenpolitisch mehr Positio-
nen mit den Grünen als mit der 
SPD. Auf die Frage, mit 
wem er nach einer er-
folgreichen Bundes-
tagswahl besser zu-
sammenarbeiten könn-
te, sagte  Merz   „Bild“: 
„In der Außen- und 

Sicherheitspolitik gibt es sicher 
mit den Grünen mehr Gemein-
samkeiten als mit der SPD.“ Mit 
Blick auf die Wirtschaftspolitik 
der Grünen sei man aber ganz  
anderer Meinung.  

 CSU-Landesgruppenchef 
Alexander Dobrindt äußerte 
sich unterdessen zurückhal-
tender zu den Grünen. dpa

→ meinung des tages
→ Hintergrund

  Merz nähert sich Grünen an
CDU-Chef sieht in der Sicherheitspolitik Schnittmengen. 

Frankfurt. Die Aussicht auf 
sinkende Zinsen und Rücken-
wind von den US-Börsen nach 
dem Wahlsieg von Donald 
Trump haben den Dax erstmals 

über die Marke von 20 000 
Punkten getrieben.   Auch der 
Goldpreis und die Kryptowäh-
rung Bitcoin notierten nah an 
ihren Höchstständen.  dpa
→ Wirtschaft

Dax knackt 
20 000 Punkte

Dax-Kurve Foto: dpa/Helmut Fricke

i Wetter im Kreis

Berufung scheitert
Das Urteil gegen den Ex-Richter, der 
Robert Habeck beschimpfte, bleibt.
→ Baden-Württemberg

Wie weiter bei Holzöfen?
Die Biomassestrategie liegt 
nach dem Ampel-Aus auf Eis.
→ aus aller welt

Von Tobias
Peter
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Tiere

Wolf wird 
 weniger geschützt 

Der Europarat hat  den Weg  für 
einen schwächeren Schutz 
von Wölfen freigemacht. Der 
zuständige Ausschuss stimmte 
einem entsprechenden Antrag 
der EU-Staaten zu.  Es muss 
aber noch das EU-Recht 
geändert werden. 
→ Seite 2

Alfons  im Interview
Vor seinem Auftritt spricht der  
Kabarettist   über seine Show.
→ Lahr und Region
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Es war ein Wiedersehen, auf das beide wohl gerne 
verzichtet hätten:  Ende Mai musste die Polizei an 
einem Wahlkampfstand der AfD eine hitzige Dis-
kussion zwischen dem damaligen Gemeinde-
ratskandidaten und heutigen Stadtrat Benjamin 
Rösch und einem Innenstadtbesucher auflösen. 
Am Dienstag trafen sich die beiden Streithähne  
vor Gericht wieder – und gaben ganz verschiede-
ne Versionen  des Vorfalls zu Protokoll. 

Streit mit AfDler landet 
vor dem Amtsgericht

i Lahr

Die Verwaltung stellte dem Gemeinderat die 
Haushaltsplanung für 2025 vor.  Mit einem or-
dentlichen Ergebnis von rund  minus  zwei Millio-
nen Euro muss wieder  Erspartes in die Hand ge-
nommen werden. Geht es so weiter, sollen ab 
2028 Kredite aushelfen. „Auch in diesem Jahr ist 
der Haushalt geprägt von massiven Kostenstei-
gerungen in allen Bereichen“, fasste Bürgermeis-
ter Marco Gutmann zusammen. 

Schwanau muss in 
Rücklagen greifen

i Schwanau
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